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Was verhindert einen  
leistungssteigernden Wettbewerb  
im Bildungsföderalismus?**

Eines der wichtigsten Argumente für einen politischen 
Wettbewerb zwischen Bundesländern ist, dass dieser 
den Bürger*innen ermöglicht, die politischen Entschei-
dungen und Maßnahmen in ihrem Land mit denen in 
anderen Bundesländern zu vergleichen und somit die 
Leistung ihrer politischen Entscheidungsträger*in-
nen zu evaluieren (vgl. Besley und Case 1995a; Re-
velli 2006; Revelli und Tovmo 2007; Terra und Mattos 
2017). Diesen Studien zufolge können interregionale 

Vergleiche dazu beitragen, dass Bürger*innen poli-
tische Entscheidungsträger*innen für die von ihnen 
durchgesetzten Maßnahmen zur Verantwortung ziehen 
und im Zweifel sogar abwählen. Die Vergleichbarkeit 
der Ergebnisse schafft damit Anreize für Abgeordnete, 
öffentliche Leistungen so effektiv wie möglich bereit-
zustellen, was sich letzten Endes positiv auf den ge-
samtgesellschaftlichen Wohlstand auswirken kann 
(vgl. Case 1993; Besley und Case 1995b; Congleton 
2007). Damit diese Vergleiche jedoch möglich sind, 
müssen die Resultate politischer Maßnahmen in den 
Bundesländern beobachtbar und Kennzahlen über-
einstimmend erhoben sein. Das ist aber in der Re-
alität oft nicht der Fall. Ein Beispiel hierfür ist das 
deutsche Bildungssystem, in dem die legislative und 
exekutive Entscheidungskraft bei den Bundesländern 
liegt. Aufgrund des Wettbewerbs zwischen den Bun-
desländern könnte ein derartig dezentrales System 
theoretisch zu einer Verbesserung der gesamtdeut-
schen Bildungsleistungen führen. Allerdings ist eine 
wichtige Voraussetzung für einen Ideenwettbewerb 
zwischen den Ländern im Allgemeinen und des Bil-
dungsföderalismus im Speziellen, dass die Bürger*in-
nen eine möglichst präzise Vorstellung von den rela-
tiven Bildungsleistungen ihres Bundeslandes (etwa 
durch Schülervergleichstests) haben. Das erfordert 
Transparenz, sowohl was die Verfügbarkeit als auch 
die Vergleichbarkeit relevanter Informationen angeht. 
In Deutschland wird dies durch das Fehlen regelmä-
ßiger Leistungstests für Schüler*innen untergraben. 
Übereinstimmend mit dieser These gibt es zunehmend 
Hinweise darauf, dass die Wählerschaft über wichtige 
Aspekte vieler Politikbereiche in erheblichem Umfang 
falsch informiert ist (vgl. z. B. Gilens 2001; Alesina et 
al. 2020; Nyhan 2020; Haaland et al. 2023).

Vor diesem Hintergrund berichten wir über die Er-
gebnisse zweier Umfragen mit Bürger*innen und Par-
lamentarier*innen. Zunächst wird berichtet, inwieweit 
in beiden Gruppen verzerrte Wahrnehmungen über die 
Bildungsleistungen des eigenen Bundeslandes beste-
hen. Ferner diskutieren wir experimentelle Ergebnisse, 
die zeigen, wie sich die Bereitstellung von Informati-
onen über die relative Bildungsleistung des eigenen 
Bundeslandes auf die Zufriedenheit der Bürger*innen 
mit der Bildungspolitik ihres Landes auswirkt. Zuletzt 
betrachten wir, welchen Einfluss Leistungsinformatio-
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Das Für und Wider des Bildungsföderalismus ist regelmäßiger 
Bestandteil politischer Debatten in Deutschland. Auf Basis der 
vorliegenden Studie lässt sich feststellen, dass Fehleinschät-
zungen über die relativen Leistungen der länderspezifischen 
Bildungspolitik ein großes Hindernis für einen Ideenwettbe-
werb zwischen den Bundesländern darstellen können. Parallele 
Befragungen von Bürger*innen und Landtagsabgeordneten er-
geben, dass beide Gruppen verzerrte Vorstellungen über Schü-
lerleistungen in ihrem Bundesland haben. Im Rahmen eines 
Informationsexperiments zeigen wir, dass die Bereitstellung 
von vergleichenden Informationen über Schülerleistungen die 
politische Zufriedenheit der Bürger*innen zwischen leistungs-
starken und leistungsschwachen Bundesländern polarisiert. 
Gleichzeitig erhöhen Leistungsinformationen die Unterstüt-
zung für transparenzfördernde Maßnahmen in Form von re-
gelmäßigen Schülervergleichstests. Im Gegensatz dazu ist die 
Zustimmung der Abgeordneten zu der transparenzfördernden 
Maßnahme opportunistisch: Während Leistungsinformationen 
die Zustimmung von Parlamentarier*innen in leistungsstärke-
ren Ländern erhöhen, ist für Abgeordnete in leistungsschwä-
cheren Ländern das Gegenteil der Fall. Eine stärkere öffentli-
che Sichtbarkeit relativer Bildungsleistungen der Bundesländer 
könnte den Anreiz für Parlamentarier*innen erhöhen, leis-
tungssteigernde Maßnahmen im Bildungssektor umzusetzen.

IN KÜRZE
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nen auf die Befürwortung von transparenzfördernden 
Maßnahmen durch Bürger*innen und Abgeordnete 
haben.

METHODIK

Dieser Bericht basiert auf einer Studie, für die im Rah-
men einer Kooperation zwischen dem ifo Institut Mün-
chen und dem Zentrum für Europäische Wirtschafts-
forschung (ZEW) Mannheim parallele Umfrageexpe-
rimente mit Bürger*innen und Parlamentarier*innen 
durchgeführt wurden (vgl. Blesse et al. 2023). Die Bür-
gerumfrage wurde im Juni 2020 mit einer repräsenta-
tiven Stichprobe von mehr als 10 000 Personen von 
18–69 Jahren im Rahmen des ifo Bildungsbarometers 
durchgeführt. Die Befragung der Parlamentarier*innen 
umfasste mit einem Stichprobenumfang von 557 Per-
sonen etwa 30 % aller deutscher Landtagsabgeordne-
ten. Die Parlamentarierumfrage wurde von Mai bis Juli 
2020 vom ZEW Mannheim durchgeführt. 

In der Bürgerbefragung wurden die Teilnehmen-
den zunächst aufgefordert, auf einer Skala von 1 (am 
besten) bis 16 (am schlechtesten) einzuschätzen, wie 
die Schüler*innen in ihrem Bundesland im jüngsten 
Mathematik-Vergleichstest abgeschnitten haben. An-
schließend wurden die Befragten zufällig einer von 
fünf Gruppen (eine Kontrollgruppe und vier Behand-
lungsgruppen) zugeordnet. In der Kontrollgruppe 
wurde die Zufriedenheit der Befragten mit der Bil-
dungspolitik ihres jeweiligen Bundeslandes und die 
Befürwortung einer bildungspolitischen Maßnahme 
zur erhöhten Vergleichbarkeit von Bildungsleistungen 
zwischen den deutschen Bundesländern abgefragt. 
Die Behandlungsgruppen erhielten Informationen dar-
über, welchen Platz die Schüler*innen ihres eigenen 
Bundeslandes im Vergleich zu anderen Ländern bei 
einem Mathematik-Vergleichstest belegt haben, be-
vor sie dieselben Fragen beantworteten wie die un-
informierte Kontrollgruppe.1 Aufgrund der zufälligen 
Zuordnung der Studienteilnehmenden zu einer der 
fünf Versuchsgruppen können die kausalen Effekte 
der Informationsbereitstellung mittels eines einfachen 
Regressionsmodells geschätzt werden.  

Eine in Struktur und Aufbau ähnliche Form des 
Umfrageexperiments wurde parallel auch mit der 
Stichprobe der Landtagsabgeordneten durchgeführt. 
Hier wurden jedoch nicht fünf zufällige Vergleichs-
gruppen untersucht, sondern angesichts geringerer 
Beobachtungszahlen nur zwei Versuchsgruppen: eine 
Kontrollgruppe ohne Informationen zu relativen Bil-
dungsleistungen der Bundesländer sowie eine Be-
1 In der zweiten und dritten Gruppe erhielten die Teilnehmenden 
vor Beantwortung der Fragen Informationen über das Abschneiden 
des eigenen Bundeslandes bei den Schülervergleichstests relativ zu 
den anderen Ländern. Gruppe 2 wurde nur über die Einstufung des 
eigenen Bundeslandes informiert, während Gruppe 3 eine Rangliste 
mit allen 16 Bundesländern gezeigt wurde. Analog dazu wurde diese 
Information auch den Befragten in den Gruppen 4 und 5 zur Verfü-
gung gestellt – jedoch nicht direkt, sondern über einen Link. Diese 
Form der Informationsbereitstellung dient dazu, die Hürden bzw. 
Informationskosten zu reflektieren, die in der Realität oft bei der 
Informationsbeschaffung bestehen. 

handlungsgruppe, die darüber informiert wurde, ob 
die Schülerleistungen des eigenen Bundeslandes in 
die bessere oder schlechtere Hälfte aller Bundeslän-
der fallen. Danach wurde wie in der Bürgerbefragung 
die Befürwortung einer Maßnahme zur erhöhten Ver-
gleichbarkeit abgefragt. 

ERGEBNISSE

Einschätzungen der Schülerleistungen im  
eigenen Bundesland

Das zentrale Ergebnis der Studie ist, dass sowohl Bür-
ger*innen als auch Landtagsabgeordnete die relativen 
Schülerleistungen in ihrem Bundesland systematisch 
falsch einschätzen. Die durchschnittlichen Einschät-
zungen der Bevölkerung zum Rang des eigenen Bun-
deslandes sind für alle 16 Länder in der Abbildung 1(a) 
dargestellt. Deutlich erkennbar ist, dass Bürger*innen 
aus den Ländern mit überdurchschnittlichen Bildungs-
leistungen zu pessimistisch im Hinblick auf die Ergeb-
nisse in ihrem Bundesland sind. Für die Befragten aus 
Ländern mit unterdurchschnittlichen Schülerleistun-
gen ist jedoch das Gegenteil der Fall – sie sind zu op-
timistisch und schätzen die Bildungsleistungen besser 
ein, als sie tatsächlich sind. 

Die Fehleinschätzungen sind demnach beacht-
lich. Das zeigt sich auch in den Anteilen der Befragten, 
die einen Rang angeben, der das eigene Bundesland 
in eine falsche Leistungsgruppe einteilt. In den drei 
Bundesländern mit den besten Schülerleistungen sind 
das 41,1 % der Befragten: Sie sehen das eigene Bun-
desland nur auf dem Rangniveau von Bundesländern 
mit durchschnittlichen oder gar unterdurchschnittli-
chen Schülerleistungen. Umgekehrt ordnen 46,1 % der 
Befragten in Bundesländern mit unterdurchschnittli-
chen Schülerleistungen die Rangeinschätzungen für 

Anmerkungen: Panel (a) zeigt die mittlere Einschätzung von 10 313 Bürger*innen zum Rang des eigenen Bundeslandes. 
Die Länder sind in drei Gruppen eingeteilt (überdurchschnittlich, durchschnittlich und unterdurchschnittlich), 
entsprechend den Ergebnissen eines kürzlich durchgeführten bundeslandübergreifenden Schülervergleichstests unter 
Schüler*innen der 9. Klasse im Fach Mathematik (Stanat et al. 2019, S. 203). Die Einstufung in drei Leistungsgruppen 
wird durch die senkrechten grauen Linien in Panel (a) der Abbildung dargestellt. Panel (b) zeigt die durchschnittliche 
Rang-Fehleinschätzung (tatsächlicher Rang minus Schätzung der Befragten) nach Leistungsgruppe.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2020.

Einschätzungen der Bevölkerung zu Schülerleistungen im eigenen Bundesland
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ihr Bundesland fälschlicherweise den beiden besse-
ren Leistungsgruppen zu. Unter den Befragten der 
durchschnittlichen Bundesländer verorten sich sogar 
62,2 % in der falschen Leistungsgruppe. Ferner lässt 
sich aus Abbildung 1(b) entnehmen, dass Bürger*innen 
aus Ländern mit überdurchschnittlichen bzw. durch-
schnittlichen Schülerleistungen die Position des eige-
nen Landes im Durchschnitt um 2,2 bzw. 1,1 Plätze  
zu schlecht angeben. Bürger*innen aus Ländern mit 
unterdurchschnittlichen Schülerleistungen sind hin-
gegen zu optimistisch und schätzen die Position ih-
res Bundeslandes im Durchschnitt um 2,6 Plätze zu 
gut ein. 

Aus diesen Ergebnissen lässt sich schließen, dass 
die befragten Bürger*innen teils in hohem Maße falsch 
über die Schülerleistungen ihres Bundeslandes infor-
miert sind. Folglich schränkt diese Informationslücke 
auch das Ausmaß ein, in dem Bürger*innen ihre poli-
tischen Vertreter*innen für mögliches Politikversagen 
zur Verantwortung ziehen können. 

Abbildung 2(a) veranschaulicht, dass die Gruppe 
der Parlamentarier*innen im Schnitt besser über das 
relative Abschneiden ihres Bundeslandes im Länder-
ranking informiert ist (vgl. auch Abb. 2(b)).

Effekte der Informationsbereitstellung

Die Bereitstellung von Informationen über die rela-
tiven Schülerleistungen des eigenen Bundeslandes 
polarisiert die Zufriedenheit der Bürger*innen mit der 
Bildungspolitik ihres jeweiligen Bundeslandes. In Bun-
desländern mit überdurchschnittlichen Bildungsleis-
tungen sind die Befragten im Mittel zufriedener mit 
der Bildungspolitik, wenn sie über das Abschneiden 
ihres Bundeslandes bei Schülerleistungstests infor-
miert werden (Behandlungsgruppe), als wenn sie keine 
Informationen über die relativen Schülerleistungen 

erhalten (Kontrollgruppe). Personen der Behandlungs-
gruppe sind weniger zufrieden mit der Bildungspolitik 
ihres Bundeslandes als Befragte der Kontrollgruppe, 
wenn die Schülerleistungen ihres Bundeslandes un-
terdurchschnittlich sind. Die Stärke des gemessenen 
Effekts ist für alle Behandlungsgruppen ähnlich groß. 
Dies deutet darauf hin, dass sich die befragten Bür-
ger*innen vor allem für die relativen Schülerleistungen 
ihres Bundeslandes im Deutschlandvergleich interes-
sieren und nicht für einen Vergleich mit bestimmten 
Bundesländern.

Ferner wurde im Rahmen der Studie untersucht, 
wie sich der Effekt der Informationsbereitstellung 
je nach der vorherigen Einschätzung der Befragten 
unterscheidet. Erstens zeigt sich, dass der Effekt für 
diejenigen, die die Schülerleistungen in ihrem Bun-
desland überschätzen, signifikant negativer ist. Das 
heißt, dass Personen, die die Schülerleistungen in ih-
rem Bundesland zu optimistisch bewerten und Infor-
mationen über das tatsächliche Abschneiden erhalten, 
weniger zufrieden mit der Bildungspolitik in ihrem 
Bundesland sind als korrekt schätzende Personen in 
der Kontrollgruppe. Diejenigen, die die Schülerleis-
tungen des eigenen Bundeslands unterschätzen und 
Informationen über die relativen Bildungsleistungen 
erhalten, sind hingegen signifikant zufriedener. Daraus 
lässt sich schlussfolgern, dass sich die Zufriedenheit 
mit der Bildungspolitik dadurch verändert, dass die 
Befragten ihre vorherigen Einschätzungen mit der be-
reitgestellten Information abgleichen. Zweitens finden 
wir auch einen signifikanten Effekt der Informations-
bereitstellung auf Befragte, die die relativen Schüler-
leistungen ihres Bundeslandes korrekt eingeschätzt 
haben: Sind diese Personen aus einem Bundesland 
mit durchschnittlichen oder überdurchschnittlichen 
Schülerleistungen, so steigt die Zufriedenheit mit der 
Bildungspolitik signifikant bei Informationsbereitstel-
lung. Sind die Befragten jedoch aus einem unterdurch-
schnittlich abschneidenden Bundesland, so hat die 
Informationsbereitstellung einen negativen Effekt. 
Dies lässt vermuten, dass eine aufmerksamkeitsba-
sierte Aktualisierung der Wählermeinung ebenfalls 
eine Rolle spielt. Zusammenfassend kann festgestellt 
werden, dass die Korrektur von Fehleinschätzungen 
durch die Bereitstellung von Informationen über re-
lative Schülerleistungen einen großen Einfluss darauf 
hat, wie zufrieden die Bürger*innen mit der Bildungs-
politik ihres Landes sind. 

Des Weiteren haben wir untersucht, welche Aus-
wirkungen die Informationsbereitstellung über relative 
Schülerleistungen auf Forderungen der Bürger*innen 
nach einer transparenteren Bildungspolitik hat. Als 
Beispiel für eine transparenzfördernde Maßnahme 
dient die Einführung von Schülerleistungstests für 
Ländervergleiche, die alle zwei Jahre durchgeführt 
werden und anhand derer die Schülerleistungen in 
den Bundesländern miteinander verglichen werden 
können. Es lässt sich feststellen, dass in der Kont-
rollgruppe die Unterstützung für diese Transparenz-

Anmerkungen: Panel (a) zeigt die mittlere Einschätzung von 557 Landtagsabgeordneten zum Rang des eigenen 
Bundeslandes. Die Länder sind in drei Kategorien eingeteilt (überdurchschnittlich, durchschnittlich und unterdurch-
schnittlich), entsprechend den Ergebnissen eines kürzlich durchgeführten bundeslandübergreifenden Schüler-
vergleichstests unter Schüler*innen der 9. Klasse im Fach Mathematik (Stanat et al. 2019, S. 203). Die Einstufung in 
drei Leistungsgruppen wird durch die senkrechten grauen Linien in Panel (a) der Abbildung dargestellt. Panel (b) 
zeigt die durchschnittliche Rang-Fehleinschätzung (tatsächlicher Rang minus Schätzung der Befragten) nach 
Leistungsgruppe.
Quelle: ZEW; Universität Mannheim; Parlamentsumfrage 2020.
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maßnahme etwa 78 % beträgt – unabhängig von 
den Schülerleistungen des eigenen Landes. In der 
Behandlungsgruppe erhöht sich dieser Anteil für Be-
fragte aus Bundesländern mit unterdurchschnittli-
chen Schülerleistungen um 4,8 Prozentpunkte und für 
Befragte aus Bundesländern mit überdurchschnittli-
chen Schülerleistungen um 7,1 Prozentpunkte. Sowohl 
unter Befragten aus schlechter als auch aus besser 
abschneidenden Ländern erhöht die Informationsbe-
reitstellung also die Unterstützung für regelmäßige 
Schülervergleichstests zum Bundesländervergleich. 
Die Gründe hierfür könnten unterschiedlicher Natur 
sein: So könnten Befragte aus Bundesländern mit sehr 
guten Ergebnissen eine Präferenz dafür haben, dass 
diese Ergebnisse publik werden. Dahingegen könnten 
Bürger*innen aus Bundesländern mit schlechteren 
Schülerleistungen die regelmäßigen Vergleichstests 
befürworten, um die zuständigen Landespolitiker*in-
nen zur Rechenschaft zu ziehen.

Stellt man den Landtagsabgeordneten keine In-
formation über die relativen Schülerleistungen ihres 
Bundeslandes bereit, so ist die Unterstützung mit 
75,6 % für die Einführung von Schülervergleichstests 
insgesamt ähnlich zur allgemeinen Bevölkerung. Erhal-
ten die Parlamentarier*innen jedoch Informationen zu 
den relativen Schülerleistungen ihres Bundeslandes, 
so unterscheidet sich die Reaktion erheblich von der 
der Bürger*innen. Bei den Abgeordneten in der besser 
abschneidenden Hälfte der Bundesländer erhöht die 
Information über die Platzierung des eigenen Bun-
deslandes die Unterstützung für die Einführung von 
Schülertests zum Bundesländervergleich um 10,1 Pro-
zentpunkte im Vergleich zur Kontrollgruppe. Gleichzei-
tig sinkt die Unterstützung unter Landtagsabgeordne-
ten in der schlechteren Hälfte der Länder signifikant 
um 19,8 Prozentpunkte, wenn sie Informationen über 
das Abschneiden des eigenen Bundeslandes erhal-
ten. Konkret zeigt sich somit, dass die Unterstützung  
von Parlamentarier*innen für Transparenzmaßnah-
men in unterdurchschnittlich abschneidenden Bun-
desländern bröckelt, sobald sie von den schlechten 
Leistungen ihres Landes erfahren. Informationen zum 
relativen Abschneiden der Bundesländer bei Schüler-
vergleichstests können also die Unterstützung von 
Parlamentarier*innen für mehr Transparenz im Bil-
dungssektor in leistungsschwächeren Bundesländern 
untergraben. 

FAZIT

Um die bildungspolitischen Erfolge von Bundeslän-
dern vergleichen zu können, werden leicht verfügbare 
und vergleichbare Informationen benötigt. Sind ent-
sprechende Informationen zu Bildungsleistungen zur 
Hand, so kann ein leistungssteigernder Wettbewerb 
von Ideen zwischen den Bundesländern stattfinden. 
Dadurch können sich diejenigen Maßnahmen durch-
setzen, die beispielsweise Schülerleistungen am meis-
ten verbessern. 

Unsere Ergebnisse von zwei parallelen Umfra-
gen unter Bürger*innen und Landtagsabgeordneten 
in Deutschland zeigen, dass beide Gruppen nicht gut 
über die Bildungsleistungen ihres jeweiligen Bun-
deslandes informiert sind. Insbesondere bewerten 
Bevölkerung und Parlamentarier*innen die relativen 
Schülerleistungen oftmals zu optimistisch, wenn sie 
aus einem unterdurchschnittlich abschneidenden Bun-
desland kommen. Zudem führt Informationsbereitstel-
lung über das tatsächliche Abschneiden bei Schüler-
leistungstests zu einer Polarisierung: Bürger*innen in 
Bundesländern mit überdurchschnittlichen Bildungs-
leistungen sind bei vorliegenden Informationen zu-
friedener mit der Bildungspolitik ihres Bundeslandes 
als Personen ohne Informationen darüber. Bemer-
kenswert ist, dass sowohl Bürger*innen aus besser als 
auch aus schlechter abschneidenden Bundesländern 
für mehr vergleichbare Schülerleistungstests und da-
mit mehr Transparenz im Bildungssystem stimmen, 
wenn sie Informationen über die relativen Bildungs-
leistungen ihres Bundeslandes erhalten. Bei den  
Politiker*innen zeigt sich hingegen ein anderes Bild: 
Bei Informationsbereitstellung steigt die Unterstüt-
zung für Transparenzmaßnahmen nur unter Landtags- 
abgeordneten aus der besser abschneidenden Hälfte 
der Bundesländer, während bei Abgeordneten aus der 
schlechteren Hälfte die Informationsbereitstellung zu 
einer geringeren Unterstützung von vergleichbaren 
Schülerleistungstests führt.

Diese Ergebnisse deuten auf zwei Hindernisse hin, 
die es den Bürger*innen erschweren, ihre politischen 
Vertreter*innen für die mangelnde Umsetzung von 
(bildungs-)politischen Maßnahmen zur Verantwortung 
zu ziehen. Erstens sind die Bürger*innen schlecht 
über die Schülerleistungen ihres Bundeslandes in-
formiert. Damit ist eine notwendige Voraussetzung 
für einen föderalen bildungspolitischen Wettbewerb 
nicht erfüllt. Zweitens haben Parlamentarier*innen in 
Bundesländern mit schlechteren Bildungsleistungen 
Anreize, Initiativen für mehr Transparenz zu blockie-
ren, um nicht für die mangelnde Leistungsfähigkeit 
ihres Bundeslands in diesem Bereich einstehen zu 
müssen. Die befragten Landtagsabgeordneten zeigen 
sich somit opportunistisch: Sie unterstützen mehr 
Transparenz in der Bildungspolitik nur dann, wenn 
es für sie vorteilhaft ist – das heißt, wenn die erhöhte 
Transparenz die Politik ihres Bundeslandes in einem 
positiven Licht erscheinen ließe.

Die Informationsbereitstellung über die tatsächli-
chen Schülerleistungen des eigenen Bundeslandes hat 
starke Effekte auf die Zufriedenheit der Bürger*innen 
mit der Bildungspolitik im jeweiligen Bundesland. Eine 
stärkere Verbreitung derartiger Informationen könnte 
also den Druck auf politische Entscheidungsträger 
erhöhen, eine möglichst gute Bildungspolitik zu be-
treiben, da etwaige Missstände öffentlich diskutiert 
werden könnten. Somit könnte mehr Transparenz ein 
wichtiger Baustein sein, um die föderale Struktur des 
deutschen Bildungssystems für einen Wettbewerb der 
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Ideen fit zu machen und die Bildungsleistungen da-
durch deutschlandweit zu verbessern.
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